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1. Ziel der Planung 
 

Durch diesen 3. Änderungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, um auf Flächen, die unmittelbar südöstlich des Einmün-
dungsbereichs Karlstraße / „Alte Hauptstraße“ liegen, die Errichtung von Wohnge-
bäuden zu ermöglichen. Zudem sollen die baulichen Nutzungsmöglichkeiten im Be-
reich des Anwesens „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a optimiert werden. Außerdem soll 
durch eine klarstellende Regelung sichergestellt werden, dass auch weiterhin auf 
dem Grundstück Flur 11 Nr. 112/4 (dieses liegt südwestlich der o.g. Einmündung) – 
keine baulichen Anlagen errichtet werden können. 
 
 
 

2. Bebauungsplan der Innenentwicklung 
 

Seit dem 01.01.2007 ist das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben in 
Kraft. Danach können Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, der Nachverdichtung oder anderer Maßnahmen der Innenentwicklung dienen 
und eine Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 20.000 m² 
aufweisen, in einem beschleunigten Verfahren aufgestellt bzw. geändert werden. Da 
diese Bedingungen für diesen 3. Änderungsplan des Bebauungsplanes „Schwalben-
grund“ zutreffen, werden für dieses Bauleitplanverfahren die entsprechenden Rege-
lungen des § 13a BauGB angewendet.  
 
 
 

3. Bisheriges Baurecht 
 

Die Grundstücke Flur Nr. 114/7 bis 114/12, das Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 
3a sowie die daran angrenzenden Teilabschnitte des Bimmigsbaches gehören zum 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Schwalbengrund, 1. Änderung“, welcher in 
vier voneinander abgesetzten Teilflächen den Bebauungsplan „Schwalbengrund“ er-
setzt bzw. ergänzt. Der „Ursprungsbebauungsplan“ umfasst dabei die Flächen, die 
beiderseits der Straße „Im Schwalbengrund“, beiderseits des Finkenwegs sowie die-
jenigen, die nördlich und südlich der Herderstraße liegen. Dazu gehören zudem die 
Teilabschnitte der Karlstraße, die sich auf Höhe des 3. Änderungsplanes befinden 
und sich bis zur Ketteler Straße im Westen erstrecken. 
 
Die nordwestlichen Teilflächen des Planänderungsgebietes (Grundstücke Flur 11 
Nr. 114/7 bis 114/9 sowie in einer Breite von ca. 15 m die westlichen Teilflächen der 
Grundstücke Flur 9 Nr. 114/10 bis 114/12) sind im 1. Änderungsplan als „Öffentliche 
Grünfläche – Dauerkleingärten“ festgesetzt. Regelungen zu deren Ausgestaltung 
enthält der für diese Bereiche bisher geltende Bebauungsplan nicht. 
 
Die nordöstlichen Teilbereiche des Plangebietes (in einer Breite von ca. 15 m die 
östlichen Teilflächen der Grundstücke Flur 11 Nr. 114/10 bis 114/12) sind als „Allge-
meines Wohngebiet“ festgesetzt. Das Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a ist als 
„Reines Wohngebiet“ ausgewiesen, wobei Handwerksbetriebe sowie Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes unzulässig sind. Unter Einhaltung einer Grundflächenzahl 
von 0,4 und einer Geschossflächenzahl von 0,8 dürfen Gebäude mit maximal zwei 
Vollgeschossen errichtet werden. Auf den erstgenannten Grundstücken ist die of-
fene Bauweise, im Bereich des Anwesens „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a dagegen die 
geschlossene Bauweise festgesetzt.  
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Der 1. Änderungsplan weist im Bereich der Grundstücke Nr. 114/7 bis 114/12, zu-
sammen mit dem östlich davon gelegenen Anwesen Karlstraße Nr. 36, eine ca.     
14 m tiefe, streifenförmig ausgewiesene überbaubare Grundstücksfläche aus, die 
einen Abstand von 20 m zum Straßengrundstück der Karlstraße einhält und durch 
Baugrenzen näher bestimmt ist. Zudem ist die Firstrichtung parallel zur Karlstraße 
vorgeschrieben. Auch für die Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a bis 3e ist in ei-
ner Tiefe von 15 m ein zusammenhängendes „Baufenster“ ausgewiesen, wobei der 
Gebäudefirst parallel zur Straße „Im Schwalbengrund“ errichtet werden muss.  
 
Ansonsten enthält der Bebauungsplan „Schwalbengrund, 1. Änderung“ eine Rege-
lung, wonach Garagen und Stellplätze lediglich innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig sind. Zudem dürfen ausschließlich geneigte Dächer mit einer 
Dachneigung von 25o bis 38o errichtet werden. Außerdem enthält er verschiedene 
Regelungen zur Traufhöhe. Die Errichtung eines Kniestocks (Drempel) oder von 
Dachaufbauten und Gauben ist unzulässig. Letztendlich werden verschiedene Fest-
setzungen zur Ausgestaltung der Vorgärten und der Grundstückseinfriedungen, zu 
Mülltonnen sowie zur Fassadengestaltung der Gebäude getroffen. 
 
Im Bereich der Grundstücke Nr. 114/6 und Nr. 114/11, die das Gebiet 1 diagonal 
von Südwesten nach Nordosten durchziehen, ist ein Leitungsrecht zugunsten der 
Allgemeinheit (Gas, Wasser) festgesetzt.  
 
Diese beiden Grundstücke wurden ehemals gebildet, da geplant war, die „Alte 
Hauptstraße“ über diese Flächen auf die Karlstraße zu führen. Da im Zuge der Er-
schließung des Neubaugebietes „Schwalbengrund“ aber der heutige Anschluss 
Karlstraße/„Alte Hauptstraße“ errichtet wurde, sind somit die vorgenannten Pla-
nungsabsichten mittlerweile obsolet. 
 
Die Parzelle des Bimmigsbaches ist als „Wasserfläche“ festgesetzt. 
 
Im Oktober 1997 wurde die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Schwalbengrund“ 
in Kraft gesetzt. Dabei handelt es sich lediglich um eine textliche Änderung der ge-
stalterischen Festsetzungen. So sind nunmehr im Geltungsbereich des Bebauungs-
planes „Schwalbengrund, 1. Änderung“ Gauben mit einer Gesamtlänge von maxi-
mal 40 % der Frontlänge zulässig. 

 
 
 

4. Beschreibung des Gebietes 
 

Der nordöstliche Teil des Änderungsgebietes (Grundstücke Flur 11 Nr. 114/7 bis 
114/12), welcher unmittelbar südöstlich des Einmündungsbereichs Karlstraße 
(L 3339) / „Alte Hauptstraße“ und damit am östlichen Ortsrand des Ortsteils Som-
born liegt, stellt sich gesamtheitlich als Wiesenfläche dar. Im straßennahen Bereich 
der Karlstraße und der „Alten Hauptstraße“ stehen einzelne, reihig gepflanzte Laub-
bäume. Zudem befindet sich ein weiteres Gehölz am Südrand des Grundstücks 
Flur 11 Nr. 114/8.  
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Unmittelbar südlich grenzt der Bimmigsbach an, der in diesem Bereich als offenes 
Gewässer geführt wird. Südlich davon liegen die Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 
3a bis 3g, wobei es sich bei den Anwesen Nr. 3a/3b und 3f/3g um Doppelhäuser 
und bei den Anwesen Nr. 3c/3d/3e um eine Reihenhausgruppe handelt, die jeweils 
über zwei Geschosse verfügen. Die Grundstücksfreiflächen werden gärtnerisch ge-
nutzt oder stellen sich als Stellplätze bzw. als Zufahrten zu den jeweiligen Garagen 
dar. 
 
Die westlichen Teilflächen des Plangebietes (Grundstück Flur 11 Nr. 112/4) stellen 
sich – wie auch die südlich davon gelegenen Grundstücke Flur 11 Nr. 112/5 und 
112/6 - als Wiesenfläche dar, innerhalb derer einzelne Bäume stehen. Zudem stockt 
an deren Nordrand eine Baumreihe.  
 
Die südlichen Teilbereiche des Grundstücks Flur 11 Nr. 112/6 sind geschottert und 
dienen als Stellplatzflächen für Kfz. Unmittelbar südlich davon verläuft ein geschot-
terter Weg, der, von der „Alten Hauptstraße“ abzweigend, das unmittelbar westlich 
gelegene Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 4 erschließt. Dieses ist dabei mit ei-
nem zweigeschossigen Wohnhaus sowie mit einer freistehenden Doppelgarage be-
baut, die am Nordwestrand des Grundstückt steht. Die Freiflächen stellen sich als 
Rasenflächen dar. Insbesondere zur Karlstraße hin ist das Anwesen mit verschiede-
nen Gehölzen eingegrünt. 
 
Zwischen den beiden o.g. Teilflächen des Plangebietes verläuft die „Alte Haupt-
straße“ mit einem einseitig geführten Gehweg (westlicher Teilabschnitt der Straße), 
die nördlich in die Karlstraße (L3339) einmündet.  
  
Unmittelbar östlich des Plangebietes befindet sich ein zweigeschossiges Wohnge-
bäude, dessen Garage eigenständig unmittelbar an der südwestlichen Grundstücks-
grenze errichtet wurde. Die Freiflächen dieses Grundstücks stellen sich weitgehend 
als Rasenflächen dar, wobei sich insbesondere in den zur Karlstraße hin orientierten 
Freibereichen eine aus Nadelgehölzen bestehende Hecke befindet. 

 
 
 

5. Planung 
 
5.1 Art und Umfang der baulichen Nutzung  
 
 In Anpassung an die entsprechenden Festsetzungen des Bebauungsplanes 

„Schwalbengrund, 1. Änderung“ wird der nordöstliche Teil des Plangebietes als „All-
gemeines Wohngebiet“ i. S. d. § 4 BauNVO festgesetzt. Um dabei eine hohe Pla-
nungsflexibilität zu erreichen, sind u. A. die der Versorgung des Gebietes dienenden 
Läden sowie Schank- und Speisewirtschaften zulässig. Das Anwesen „Im Schwal-
bengrund“ Nr. 3a wird dagegen weiterhin als „Reines Wohngebiet“ gemäß § 3 
BauNVO ausgewiesen. 
 
Um auch zukünftig ein weitgehend störungsfreies Wohnen in diesem Bereich von 
Somborn gewährleisten zu können, werden nicht störende Handwerksbetriebe so-
wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebe-
triebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen ausgeschlos-
sen. So wären diese Nutzungen insbesondere aufgrund ihres Verkehrsaufkommens 
nicht mit der bestehenden Wohnbebauung in diesem Quartier vereinbar. 
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In Anpassung an die umgebende Bebauung wird im Gebiet 1 die klassische „offene 
Bauweise“ festgesetzt, sodass Gebäude ausschließlich mit seitlichem Grenzabstand 
errichtet werden dürfen. Dabei sind, insbesondere im Hinblick auf die Lage dieses 
Teils des Plangebietes im Ortseingangsbereich von Somborn, ausschließlich Einzel-
häuser zulässig. Es wird ein zusammenhängendes „Baufenster“ festgesetzt, das 
durch Baugrenzen näher bestimmt ist. Da die nördlich an dieses Teilgebiet angren-
zenden Abschnitte der Karlstraße (L3339) außerhalb der sogenannten „Ortsdurch-
fahrtsgrenze“ liegen, wird die straßenseitige Baugrenze in einem Abstand von 20 m 
zum befestigten Fahrbahnrand der L3339 festgesetzt. Zudem enthält der Ände-
rungsbebauungsplan eine Regelung, wonach Stellplätze, die aufgrund der entspre-
chenden Bestimmungen der gemeindlichen Stellplatzsatzung nachzuweisen sind, 
innerhalb dieser straßenrechtlich vorgeschriebenen „Bauverbotszone“ unzulässig 
sind. Gleiches gilt auch für Nebenanlagen, Garagen und Tiefgaragen i. S. d. §§ 12 
und 14 BauNVO. 

 
Wie bereits im Bebauungsplan „Schwalbengrund, 1. Änderung“, wird für das Anwe-
sen „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a die geschlossene Bauweise festgesetzt. Dabei 
wird, damit auch weiterhin die Grenzbebauung (Doppelhaus) mit dem Nachbaran-
wesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 3b möglich ist, an der gemeinsamen Grundstücks-
grenze eine Baulinie ausgewiesen, sodass das Gebäude zwingend auf dieser Linie 
zu errichten ist. 
 
Eine vollständige Bebauung der überbaubaren Grundstücksflächen wird aufgrund 
der Ausweisung einer Grundflächenzahl von 0,4 unterbunden. So dürfen maximal 
40 % der Baugrundstücksflächen mit den in diesem Bereich zulässigen Gebäuden 
bebaut werden. Da zudem gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO weitere 20 % der Bau-
grundstücksflächen für die Errichtung von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zu-
fahrten sowie für Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zur Verfügung stehen, 
kann somit ein ausreichender Anteil der zukünftigen Grundstücksflächen für die Er-
richtung baulicher Anlagen genutzt werden. Gleichzeitig wird aber auch auf den 
nicht baulich genutzten Teilflächen umfassender Raum für sonstige Freiflächennut-
zungen geschaffen. 
 
In Anpassung an die benachbarte Bebauung bzw. an den derzeitigen Bestand (An-
wesen „Im Schwalbengrund“ Nr. 3a bis 3g), die/der durch zweigeschossige Ge-
bäude geprägt ist, sind auch innerhalb des Plangebietes maximal zwei Vollge-
schosse zulässig. Somit werden, da auch das Dach als „Nicht-Vollgeschoss“ zu 
Wohnzwecken genutzt werden kann, umfassende bauliche Möglichkeiten geschaf-
fen. Damit allerdings – bei optimaler Ausnutzung des Keller.- und des Dachgeschos-
ses als „Nicht-Vollgeschoss“ – (die HBO enthält keine Regelung zur maximalen 
Höhe eines Vollgeschosses) keine überhohen Gebäude entstehen, enthält der Än-
derungsplan eine Festsetzung zur absoluten Höhe baulicher Anlagen sowie zur ma-
ximal zulässigen Höhe traufseitiger Außenwände. 
 
In Anpassung an die im Bebauungsplan „Schwalbengrund, 1. Änderung“ getroffe-
nen gestalterischen Festsetzungen enthält auch dieser 3. Änderungsplan verschie-
dene Regelungen zu Dachform, -neigung sowie zu Dachaufbauten. Zudem dürfen 
straßenseitige Grundstückseinfriedungen lediglich mit einer Sockelhöhe von bis zu 
0,5 m errichtet werden, wobei die Gesamthöhe 1,0 m nicht überschreiten darf. Dar-
über hinaus ist die Verwendung von blickdichten Materialien für straßenseitige Ein-
friedungen unzulässig. Damit es insbesondere bei Mehrfamilienhäusern nicht zu Be-
einträchtigungen des Ortsbildes durch eine massive Installation von Satellitenschüs-
seln kommt, sind - ebenfalls in Anpassung an den Bebauungsplan „Schwalben-
grund, 1. Änderung“ - bei diesen Gebäuden ausschließlich Gemeinschaftsantennen 
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zulässig. Auch die verschiedenen Festsetzungen zur Ausgestaltung von Müllboxen 
werden so getroffen, dass diese nicht zu Beeinträchtigungen des Ortsbildes führen. 
So sind diese ausschließlich in den straßennahen Bereichen zulässig. Zudem müs-
sen freistehende Müllboxen durch bauliche Elemente, wie z.B. einen Sichtschutz-
zaun oder Rankgitter bzw. durch Hecken, optisch abgeschirmt werden. 
 
Im Hinblick auf die o.g. „Bauverbotszone“ entlang der Karlstraße wird durch eine 
klarstellende Regelung sichergestellt, dass auch weiterhin das Grundstück Flur 11 
Nr. 112/4 von baulichen Anlagen freizuhalten ist.  
 
Die südöstlichen Teilflächen des Gebietes 1, die in einer Tiefe von bis zu 5 m an 
den Bimmigsbach angrenzen, liegen in dessen Überschwemmungsgebiet. Daher 
enthält der Bebauungsplan eine Festsetzung, wonach in diesem Bereich die Errich-
tung von Nebenanlagen i. S. d. § 23 Abs. 5 BauNVO unzulässig ist. 
 
Am Bimmingsbach besteht im Innenbereich ein landeinwärts gemessener 5 m brei-
ter Gewässerrandstreifen. In diesem gelten die Verbote des § 38 Abs. 4 HWG sowie 
des § 23 Abs. 2 HWG. Auch Teile des Gebäudes „Im Schwalbengrund“ Nr. 3A ste-
hen in diesem Gewässerrandstreifen. Für derartige Fälle regelt § 23 Abs. 2 Satz 2 
HWG, dass das wasserrechtliche Bauverbot nicht für Grundstücke gilt, die im Innen-
bereich liegen und im Bereich des Gewässerrandstreifens bereits am 05.06.2018 
rechtmäßig bebaut waren. Die trifft für das vorgenannte Anwesen zu. 
 
 

5.2 Grünordnerische Festsetzungen 
 
 Um - auch in Anpassung an die Umgebungsbebauung - innerhalb der zukünftigen 

Bauflächen (Gebiete 1 und 2) einen gewissen Grünflächenanteil gewährleisten zu 
können, enthält der Bebauungsplan eine Festsetzung, wonach die nicht baulich ge-
nutzten Teilbereiche als Grünflächen anzulegen sind. Innerhalb dieser ist ein Min-
destprozentsatz mit einheimischen und standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen, 
wobei in einer Vorschlagsliste diesbezüglich entsprechend geeignete Arten aufge-
führt sind. 

 
 Durch diese Regelung wird, wie im Bereich der umgebenden Grundstücke, eine 

wirksame und ökologisch orientierte Begrünung der Bauflächen innerhalb des Plan-
gebietes erzielt, welches durch eine ausschließliche Verwendung schwachwüchsi-
ger Ziergehölze oder nicht standortgerechter Koniferen nicht erreicht werden 
könnte. Gleichzeitig wird der Umfang der grünordnerisch zu gestaltenden Freiberei-
che so gewählt, dass neben einer wirksamen Durchgrünung der Bauflächen den Ei-
gentümern auch ausreichend dimensionierte Flächen für die Errichtung von Terras-
sen, Freisitzen sowie von Wegen zur Verfügung stehen. 

 
 Werden entlang der L 3339 Bäume gepflanzt, so müssen diese einen Mindestab-

stand von 4,5 m zum befestigten Fahrbahnrand der Landesstraße einhalten. Alle 
Pflanzungen parallel zur Landesstraße sind regelmäßig zu pflegen, zudem ist das 
Lichtraumprofil dauerhaft freizuhalten. Die Unterhaltung und Erhaltung der Bäume 
obliegt dabei dem jeweiligen Grundstückseigentümer. Dies wird durch entspre-
chende Regelungen im Bebauungsplan gewährleistet. 
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5.3 Verkehrserschließung 
 
 Das Teilgebiet 1 grenzt sowohl an die „Alte Hauptstraße“ als auch an die Karlstraße 

an. Im Hinblick auf die entsprechenden Bestimmungen des § 23 des Hessischen 
Straßengesetzes wird , da die nördlich angrenzenden Abschnitte der Karlstraße zur 
„freien Strecke“ zählen, entlang der Straße sowie bis auf Höhe des westlich der „Al-
ten Hauptstraße“ gelegenen Grundstückes Flur 11 Nr. 247/5 ein Bereich ohne Ein- 
und Ausfahrt festgesetzt. Somit ist eine Erschließung dieser Flächen ausschließlich 
über den am Südrand des Gebietes 1 festgesetzten „Ein- und Ausfahrtsbereich“ 
möglich. 

 
 Das Anwesen „Im Schwalbengrund“ Nr.3a kann, wie bereits bisher, unmittelbar über 

die Straße „Im Schwalbengrund“ angedient werden.  
 
 Damit das Grundstück Flur 11 Nr. 112/4 auch weiterhin nur über den unmittelbar 

südlich des Grundstücks Flur 11 Nr. 112/6 geführten Schotterweg bzw. über die 
westlich dieses Grundstücks gelegenen Wegeparzellen Flur 11 Nr. 111/4 und 111/5 
angedient werden kann, wird im Nahbereich der Einmündung Karlstraße/“Alte 
Hauptstraße“ bzw. am Nordrand des Grundstücks Flur 11 Nr. 112/4 ein „Bereich 
ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. 

 
 Die derzeitige Ortsdurchfahrtsgrenze (OD-Grenze) befindet sich auf Höhe der An-

wesen „Alte Hauptstraße“ Nr. 81 bzw. 104 und damit westlich des Plangebietes. 
Hessen Mobil hat im Rahmen des Planverfahrens vorgeschlagen, die OD-Grenze 
auf Höhe des westlich gelegenen Grundstücks Nr. 112/5 zu verlegen. Im Bebau-
ungsplan ist ein entsprechender Vermerk enthalten. 

 
 
 

6. Umweltbericht 
 

Wie bereits in Kapitel 2 erläutert, regelt § 13a BauGB, dass Bebauungspläne, die für 
die Wiedernutzbarmachung von Flächen, für die Nachverdichtung oder für andere 
Maßnahmen der Innenentwicklung aufgestellt werden, in einem beschleunigten und 
damit in einem von bestimmten Pflichten entlasteten Verfahren durchgeführt werden 
können. So unterliegen solche Bebauungspläne, deren Grundfläche im Sinne des 
§ 19 Abs. 2 BauNVO weniger als 20.000 m² umfasst, keiner förmlichen Umweltprü-
fung mehr. Vor diesem Hintergrund wird deshalb nach § 13a Abs. 3 BauGB bei die-
sem Änderungsbebauungsplan von der Durchführung einer Umweltprüfung im 
Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB, von der Angabe, welche Arten umweltbezogener In-
formationen vorliegen sowie von der Erstellung einer zusammenfassenden Erklä-
rung gemäß § 10a BauGB abgesehen. 

 
 
 

7. Eingriff und Ausgleich 
 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB ist bei der bauleitplanerischen Abwägung in der Regel 
u. A. auch die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur 
und Landschaft zu berücksichtigen, wobei zu ermitteln ist, inwieweit die auf der 
Grundlage der Planung ermöglichten Eingriffe ausgeglichen werden können. 

 
Wie bereits unter Pkt. 2 und Pkt. 6 dieser Begründung dargelegt, erfolgt dieses Auf-
stellungsverfahren nach den Vorgaben des § 13a BauGB. So gelten nach § 13a 
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Abs. 2 Ziffer 4 BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstel-
lung oder Änderung eines Bebauungsplanes der Innenentwicklung mit einer Grund-
fläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO von unter 20.000 m² zulässig sind, als be-
reits vor der planerischen Entscheidung erfolgt. Hieraus ergibt sich, dass in diesen 
Fällen sowohl die Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich als auch eine Ausgleichs-
verpflichtung entfällt. 
 
Da dieser 3. Änderungsplan zum Bebauungsplan „Schwalbengrund“ die o.g. Vo-
raussetzungen erfüllt, wird dieses Planverfahren deshalb gemäß § 13a BauGB ohne 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung durchgeführt. 
 
 
 

8. Artenschutz 
 

Wie bereits in den Kap. 2, 6 und 7 dargelegt, ist im beschleunigten Verfahren nach  
§ 13a BauGB kein Umweltbericht erforderlich. Auch die mit der Planung erfolgten 
Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als vor der planerischen Entscheidung er-
folgt oder zulässig. Dennoch sind die Belange von Natur und Landschaft zu berück-
sichtigen. 
 
Der Gemeinde Freigericht liegen keine konkreten Hinweise, Informationen oder An-
haltspunkte über artenschutzrechtlich relevante Tierarten im Bereich des Plangebie-
tes vor. Aufgrund der umliegenden Bebauung und der Vegetationsausstattung des 
Plangebietes sind neben klassischen Ubiquisten (weit verbreitete Arten) keine be-
sonderen floristischen Potentiale vorhanden. Gleiches gilt auch für die Fauna, wobei 
- mit Ausnahme von Vögeln - keine artenschutzrechtlich relevanten Arten zu erwar-
ten. Der Schutz der Vögel wird durch die getroffenen Festsetzungen angemessen 
berücksichtigt, sodass bei Beachtung dieser Bestimmungen artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände nicht zu erwarten sind. Höhlenbäume, die ggf. eine Bedeutung 
für Vögel oder Fledermäuse haben könnten, sind augenscheinlich nicht vorhanden. 
Ebenso wenig gibt es Strukturen, wie Holzstapel, Steinhaufen etc., die als Quartiere 
für Reptilien nutzbar wären. Es sind insofern keine artenschutzrechtlich relevanten 
Eingriffe zu erwarten. 
 
Allerdings ist auch die zukünftige Bauherrschaft verpflichtet, zu überprüfen, ob ar-
tenschutzrechtliche Belange durch die Bauvorhaben betroffen sein könnten. Werden 
z.B. Bauanträge im Herbst oder Winter gestellt, oder es zeigen sich zu dieser Zeit 
Spuren von streng geschützten oder besonders geschützten Arten, entbindet dies 
die Bauherrschaft nicht von der Pflicht, bei Baubeginn im Frühjahr oder Sommer er-
neut zu überprüfen oder überprüfen zu lassen, ob streng geschützte oder besonders 
geschützte Arten von den Bauvorhaben betroffen sein könnten. Ein örtliche Absu-
che durch fachlich geeignete Personen wird deshalb empfohlen. Sollte bei baulichen 
Maßnahmen, entgegen den Erwartungen der Gemeinde, doch streng geschützte o-
der besonders geschützte Arten betroffen sein, so ist eine artenschutzrechtliche Ge-
nehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde des Main-Kinzig-Kreises erforder-
lich. 
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9. Immissionsschutz 
 

Im Hinblick auf die unmittelbar an das Plangebiet angrenzende L 3339 wurde im 
Rahmen dieses Änderungsverfahrens durch den TÜV Hessen eine schalltechnische 
Untersuchung durchgeführt. Diese kommt dabei zu dem Ergebnis, dass mit der 
Festsetzung entsprechender schalldämmender Außenbauteile sowie mit der Ver-
wendung schallgedämmter Belüftungseinrichtungen in schutzbedürftigen Räumen, 
deren Nutzung zum regelmäßigen Nachtschlaf nicht ausgeschlossen werden kann 
(Schlafzimmer, Kinderzimmer), innerhalb des Plangebietes gesunde Wohnverhält-
nisse sichergestellt werden können. Der Bebauungsplan enthält dabei die in dem 
o. g. Gutachten aufgeführten Festsetzungsvorschläge sowie die entsprechende Ta-
belle der DIN 4109-1:2016-07.  
 
Neben den oben genannten Festsetzungen trifft der Bebauungsplan zudem ver-
schiedene Regelungen zu Lärm emittierenden Anlagen, zu Sonnenkollektoren und 
Fotovoltaikanlagen, zu Sonnenlichtreflexionen verursachenden Bauteilen sowie zur 
Verwendung von Außenbeleuchtungen. So sind z. B. Lärm emittierende Anlagen 
(Luft-Wärme-Pumpen, Klimaanlagen, Küchendunstabzugsanlagen und vergleich-
bare Anlagen) entsprechend dem Stand der Technik zu errichten, zu betreiben und 
zu warten. Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen sind aus nicht reflektierendem 
dunklem Material zulässig. Vor dem Einbau von Sonnenlichtreflektionen verursa-
chenden Bauteilen ist deren Blendwirkung auf schützenswerte Daueraufenthaltsflä-
chen und -räume zu überprüfen. Öffentliche und private Außenbeleuchtungen sind 
energiesparend, streulichtarm und insektenfreundlich zu installieren.  

 
 
 

10. Ver- und Entsorgung 
 
10.1 Elektrizität 
 
 Die Grundstücke des Plangebietes können an die in der „Alten Hauptstraße“ bzw. in 

der Straße „Im Schwalbengrund“ verlegten Versorgungsleitungen angeschlossen 
und über diese mit elektrischer Energie versorgt werden. Versorgungsträger sind die 
Kreiswerke Main-Kinzig in Gelnhausen. 

 
 
10.2 Wasserversorgung 
 
 Die Wasserversorgung des Plangebietes erfolgt durch die Kreiswerke Main-Kinzig in 

Gelnhausen. 
 
 Das Plangebiet kann an die in der „Alten Hauptstraße“ bzw. in der Straße „Im 

Schwalbengrund“ verlaufenden Wasserleitungen angeschlossen werden. Der Trink-
wasserverbrauch wird dabei durch die geplante Neubebauung nur unwesentlich zu-
nehmen. Dabei ist nach dem derzeitigen Kenntnisstand dieser Mehrverbrauch durch 
die bestehenden Wasserversorgungsanlagen der Gemeinde Freigericht abgedeckt. 
Um Trinkwasser einzusparen (§ 37 Abs. 4 HWG) wird empfohlen, nicht schädlich 
verunreinigtes Niederschlagswasser für die Brauchwassernutzung und für die Grün-
flächenbewässerung aufzufangen und zu nutzen. 

 
 Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. Nr. 4 des Hes-

sischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastro-
phenschutz (HBKG), aus § 13 der Hessischen Bauordnung (HBO) und aus den 
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technischen Regeln nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405. Der Löschwasserbedarf 
entspricht der umliegenden bestehenden Bebauung, weshalb davon auszugehen 
ist, dass eine ausreichende Löschwasserversorgung gegeben ist. Im Rahmen der 
Objektplanung ist die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ zu 
beachten und anzuwenden. 

 
 Da die ermöglichte Bebauung lediglich eine „geringfügige Siedlungsflächenerweite-

rung“ im Sinne des Merkblattes zur Berücksichtigung wasserwirtschaftlicher Be-
lange in der Bauleitplanung darstellt, gleichzeitig das Plangebiet aber an ein bereits 
vollständig erschlossenes Wohnquartier angrenzt, wird auf die Erstellung wasser-
wirtschaftlicher Nachweise im Rahmen dieses Planänderungsverfahrens verzichtet. 
Diese Einschätzung erfolgt auch im Hinblick darauf, da die benachbarten Grundstü-
cke beiderseits der Straße „Im Schwalbengrund“ bzw. der „Alten Hauptstraße“ an 
die in diesen Straßen verlegten Wasserleitungen angeschlossen sind und über 
diese ausreichend mit Trink-, Brauch- und Löschwasser versorgt werden können. 

 
 
10.3 Abwasserbeseitigung 
 
 Die dem Plangebiet benachbart gelegenen Wohnbaugrundstücke sind bereits an die 

in der „Alten Hauptstraße“ bzw. in der Straße „Im Schwalbengrund“ verlaufenden 
Abwasserkanäle angeschlossen. Auch die Teilgebiete 1 und 2 können an den in der 
„Alten Hauptstraße“ vorhandenen Kanal angebunden werden. Beim Abwasseranfall 
ist durch die Planung, wie bereits beim Trinkwassermehrverbrauch, nur mit unwe-
sentlichen Zunahmen zu rechnen. 

 
 Die in diesem Quartier anfallenden Abwässer werden über das gemeindliche Kanal-

netz der Kläranlage des Abwasserverbandes Freigericht in Neuenhaßlau zugeführt. 
 
 Das auf den Baugrundstücken anfallende, nicht schädlich verunreinigte Nieder-

schlagswasser sollte möglichst vor Ort versickert werden, falls es nicht für die 
Brauchwassernutzung oder Freiflächenbewässerung genutzt wird. Die Grundstücke 
weisen für die Niederschlagswasserversickerung ausreichende Größen auf. Die Pla-
nungen und Nachweise zur Grundstücksentwässerung sind durch die Bauherren zu 
erbringen. 

 
 Aus den vorgenannten Gründen wird auch hinsichtlich der Abwasserbeseitigung auf 

die Erstellung entsprechender wasserwirtschaftlicher Nachweise verzichtet. 
 
 Wie bereits erwähnt, sollte das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswas-

ser zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Grundwasserneubildung weitge-
hend auf den Grundstücken selbst versickert werden. Dabei sind Anlagen zur de-
zentralen Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser ge-
mäß dem Arbeitsblatt DWA-A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Ver-
sickerung von Niederschlagswasser“ und dem Merkblatt DWA-M 153 „Handlungs-
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser“ anzulegen. Auf das Erfordernis ei-
ner wasserrechtlichen Erlaubnis zur Versickerung von Niederschlagswasser wird 
hingewiesen. Auskunft hierfür erteilt die Untere Wasserbehörde des Main-Kinzig-
Kreises. 

 
 Stellplätze sollten mit wasserdurchlässigen Oberflächen versehen werden, um den 

abzuleitenden Niederschlagswasseranteil durch Versickerung insgesamt zu mini-
mieren. 
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 Aus Sicht der Gemeinde Freigericht ist somit der Aspekt der Bodenversiegelung und 
der Niederschlagswasserableitung angemessen berücksichtigt, weshalb von weite-
ren Maßnahmen zur Reduzierung des Versiegelungsgrades abgesehen wird. 

 
 
 

11. Altflächen 
 

Informationen über Altstandorte, Altablagerungen, Altlasten, Verdachtsflächen oder 
sonstige Boden- bzw. Grundwasserverunreinigungen innerhalb des Plangebietes 
oder im Bereich der benachbarten Grundstücke sind nicht bekannt. Auch ist auf-
grund der umliegenden Bebauung und der bisherigen Nutzungen innerhalb des 
Plangebietes nicht mit entsprechenden Verunreinigungen zu rechnen. 
 
 
 

12. Städtebauliche Daten  
 
 Geltungsbereich ca. 0,51 ha = 100,0 % 
 
 
 Wohnbauflächen ca. 0,37 ha =  72,5 % 
 
 Verkehrsflächen ca. 0,13 ha = 25,5 % 
 
 Wasserflächen ca. 0,01 ha = 2,0 % 
 
 


